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Keine Abwrackprämie bei Hartz IV

Hartz-IV-Empfänger profitieren nicht von der Abwrackprämie für Altautos. Laut Bundesregierung werden die 2500 Euro auf die Grundsicherung angerechnet. Die Linkspartei spricht von einem "unglaublichen Vorgang".


 

Berlin - Die Bundesregierung definiert die Abwrackprämie als eine "Einnahme in Geldeswert", berichtet die "Lausitzer Rundschau". Das bedeutet, dass die Prämie mit dem Hartz-IV-Grundeinkommen verrechnet wird.

Die Zeitung beruft sich auf eine Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Linksfraktion. Die Abwrackprämie gilt demnach auch dann als "Einnahme in Geldeswert", wenn sie an den Verkäufer des Neuwagens abgetreten werde.

Die kommunalpolitische Sprecherin der Linksfraktion, Katrin Kunert, kritisierte diese Praxis als "unglaublichen Vorgang" und forderte eine sofortige Korrektur. Es sei unfassbar, dass Langzeitarbeitslose vom Konjunkturpaket ausgenommen würden. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts gilt für Hartz-IV-Empfänger ein privater Pkw bis zu einem Wert von 7500 Euro als angemessen. 

Die Bundesregierung hat für die sogenannte Umweltprämie 1,5 Milliarden Euro bereitgestellt. Die Summe reicht für die Verschrottung von rund 600.000 Altautos. Anträge können bis zum 31. Dezember gestellt werden.

Missbrauch mit der Prämie soll künftig erschwert werden. Laut Bundeswirtschaftsministerium müssen Autokäufer, die in den Genuss der 2500 Euro kommen wollen, nach der Verschrottung des alten Wagens nicht nur die Zulassungspapiere einreichen, sondern auch den entwerteten Fahrzeugbrief.

Mit der Verabschiedung des Konjunkturpakets II im Bundesrat an diesem Freitag wurde auch die Neuerung beschlossen, die Missbrauch verhindern soll. Die Vorlage des entwerteten Kraftfahrzeugbriefes beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (Bafa) soll verhindern, dass angeblich verschrottete Autos weiter genutzt werden.
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Hartz-IV-Empfänger

Doch Anspruch auf die Abwrackprämie?

VON MARKUS SIEVERS

Berlin. Hartz-IV-Empfänger haben trotz des Neins der Bundesregierung gute Aussichten, die Abwrackprämie in Anspruch nehmen zu können. Arbeitsminister Olaf Scholz (SPD) überlegt nach Angaben seines Sprechers, den Betroffenen doch den Zugang zu dieser Leistung zu öffnen. 


In der Union stößt diese Korrektur zwar auf Widerstand. Doch nach Einschätzung von Kennern der Rechtsmaterie brauchen die Arbeitslosengeld- II-Bezieher gar keinen politischen Beistand. 

Sie haben schon nach der geltenden Rechtslage einen juristischen Anspruch auf die Prämie. Demnach verweigert die Regierung den Arbeitslosengeld- II-Beziehern die staatliche Förderung zu Unrecht.

Diese Auffassung, die sich auf die Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes (BSG) stützt, vertritt auch der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB). "Wenn die Bundesregierung dabei bleibt, Hartz-IV-Beziehern diese Prämie zu verweigern, wird es wieder zu Klagen kommen. Und wieder werden die Kläger vor Gericht Recht bekommen", sagte DGB-Arbeitsmarktexperte Ingo Kolf der Frankfurter Rundschau. 

"Nach der Logik des Sozialgesetzbuchs darf die Abwrackprämie eindeutig nicht auf die Hartz-IV-Leistung angerechnet werden", so Kolf. Dies habe das BSG bei der Eigenheimzulage so entschieden, bis schließlich die Regierung in einer Verordnung klarstellte, dass diese nicht angerechnet werden darf.

Im Sozialgesetzbuch heißt es im Paragraph 11, dass "zweckbestimmte Einnahmen" nicht als Einkommen zu berücksichtigen sind. Unstrittig ist, dass die Abwrackprämie wie die Eigenheimzulage eine solche "zweckbestimmte Einnahme" ist. Die 2500 Euro erhält nur, wer sein altes Auto verschrotten lässt und sich ein neues Pkw kauft. 

Der Betrag steht damit - anders als vom Scholz-Ministerium behauptet - nicht zur freien Verfügung, sondern kann nur für diesen einen Zweck eingesetzt werden, den Kauf eines Neuwagens. Allerdings beruft sich das Arbeitsministerium auf eine einschränkende Klausel im Gesetz. Demnach dürfen Hartz-IV-Bezieher das Geld nur behalten, wenn sich dadurch ihre finanzielle Lage nicht eindeutig bessert. Dies ist nach Angaben von Juristen eine Ausnahmeregel für Extremfälle. 

Wer reich wird, soll kein Hartz IV mehr bekommen. Bei der Eigenheimzulage, die viel höher war als die Abwrackprämie, hat das BSG diese Klausel nicht angewandt. In der SPD hatten führenden Politiker die Haltung von Scholz kritisiert. "Wir prüfen die Sachlage noch einmal", sagte ein Sprecher des Ministeriums der FR. Allerdings sei diese Prüfung "ergebnisoffen". 

Gegen eine Abwrackprämie für Hartz-IV-Bezieher sprach sich der Arbeitsmarktexperte der Union, Ralf Brauksiepe, aus. Er nannte die bisherige Auffassung von Scholz "sehr plausibel". Es handele sich um eine "nachrangige Leistung", die nur bei Bedürftigkeit gewährt werden könne.

